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GRS3S3C$53!ä53C Stadt Aach/Hegau

Lantoeis SsmS.ts^Z..-

Satzung

über den Bebauimysplan. n AufL_dem_^ohl_n_

Auf Grund der •§§ 1, 2 und 8~-l0 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni

1960 (BGB1. I S.341; BGB1. III 213-1), geändert durch die Gesetze

vom. 21. März 196'! (BGB1. I S.241)., vom 24. Mai 1968 (BGB1.I S.503),

vom 23. Juni 1970 (BGB1. I S.805) und vom 7. Juni 1973 (BGBl. I S.873

§§ 3 Abs. l, §§ 7» 8, 9» 16 und 1 n und n 2 der Lande sbauordnung

für Baden-Württemberg in der ?;'assung vom 20.6,1972 (Ges.BI. S.351)»

geändert durch Gesetz vom 19. Juli 1973 (Ges.BI. S.227)

in Verbindung mit § 4 der Gerne indeordnung £:dr Baden-Württemberg vom

25. Juli 1955 (C4es.Bl, S, 129) in der zuletzt geänderten Fassung

hat der Gerneinderat am 3^'ft?¥li ^T5 '^en Bebauungsplan für das

Baugebiet "Auf dem Bohl" als Satzung.beschlossen.

§ 1

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus der Festsetzung im

Plan (§ 2 Nr. 3).

§ 2

Bestandteile des Bebauu'ngsplaries

Der Eebauungsplan bc-^steht aus:

1. Übersichtsplan

2. Begründung

3. Plan (mit }3ebauungsvorschriften)

4 - Straßenläna s sehn it t

5. Gelemdeschnitten

§ 3
Ordnungswidr'igk eilen

Ordm^ngswidrig im Sinne von § 11 2 LBO hat'idelt, 'v/er den a'i-'.f G3?und vor;

^ TU LBO ergangenen Bestandteilen dieser Gattung suviderhändelt,
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§ 4
Iftkraft treten

Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft

Aach ,_jaßprH 1975
,

^^^,,
rgermeister

Der obengenannte Bebauungsplan ^n.irde am

vom ......................... in

genehmigt.

Genehraigung und Auslegung wurden am

bzw. in der Zeit von .............. bis
*•

durch ...................... öffentlich bekanntgemacht

Der Bebauungsplan ist damit am
-X-*

in Kraft getreten

(Ort, Datum)

Unterschrift

*) Für die Belcanntmachung gilt § 12 BE-auG. Im übrigen ist die
örtliche BeJcanutmach-ungs-Satzung sirmgemäß anzuwenden.

-);-•»;.) Der Beba.u'ungsplan wird mit der Be'kr'.nntmachiAng rechtsverbindlich

(§ 12 BBcU.).C4) , also mit dem Tag seiner Veröffentlichung
im amtlichen Ver'1amdigungi:;blatt bzv./, bei Bekannfcrnachzu-tg durch
Aushang- mit dt;m Tag nach AblLra.f de:;" /'.ushängefr'ist.



Bebauungs vor schritten

1. Rechtsgrundlagen

1.1 §§1 und 2, 8, 9 und 10 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960
(BGB1.I S. 341» BGB1.III 213-1), geändert durch die Gesetze vom
21. März -|96l (BGB1.I S.241), vom 24. Mai 1968 (BGB1.I S. 503),
vom 23. Juni 1970 (BGB1.I S. 805) und vom 7. Juni 1972 (BGB1.I
S. 873),

1.2 §§1 bis 23 der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Nov.1968
(BGB1.I S. 1237) berichtigt am 20. Dez. 1968 (BGB1.1969 I, S.n),

1.3 §§1 bis 3 der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne
sowie über die Darstellung des'Planinhaltes (Planzeichenverordnung
vom l9.Jan.l965 (BGB1.I S. 21, III 213-1-),

1.4 § 1 der zweiten Verordnung der Landesregierung zur Durchführung
des Bundesbaugesetzes vom"27. Juni 1961-(Ges.Bl. S.208), aeändert
durch Verordnung vom 16. März 1965 (Ges.BI. S. 62) und vom 30.
Januar 1973 (Ges.Bi. 8.19), ""

1,5 § 3 Abs. l. §§ 7» 8, 9, 16 und m und 112 Abs.1 und 2 der Landes-
bauordnung für Baden-Württ. (LEO) vom 20.6.1972 (Ges.BI. S. 351)»
geändert durch Gesetz vom 19. Juli 1973 (Ges.BI. 8.227)»

2. Baugebiete

2.1 Der gesamte räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist
allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO. Ausnahmen nach § 4. Abs.(3)
sind nicht zugelassen. Einschränkende Festsetzungen der Nutzungen,
wie sie in § 4 (4) und (5) vorgesehen sind, sind nicht erforderlich

3. Neben an lagen

3.1 Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind unzulässig.

3.2 Versorgungsanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO sind als
Ausnahme zugelassen.

4. Maß d er b au l i c h e n Nu t zu n g

4.1 Das zulässige Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die
Festsetzung der Grundflächenzahl GRZ, der Geschoßflächenzahl GFZ
und der Zahl der Vollgeschosse.

4.2 Die Festsetzung der Grundflächenzahl, der- Geschoßflächenzahl und
der Zahl der Vollgeschosse erfolgt durch Eintragung im Bebauungs-
plan.

4.3 Die Zahl der VolIgeschosse ist als Höchstgrenze festgesetzt.
Ausnahmen nach § 17 Abs.(5) BauNVO sind nicht zugelassen.



4.4 Eine Krhöhung der zulässigen Geschoßflache gem. § 21 a Abs. (5)
BazuWO, um die Fläche notwendiger Garagen, die unter Gelände-
Oberfläche hergestellt werden, ist unzulässig.

5. Überbaubare Grundstücksflache

5.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind allseitig durch Bau-
grenzen bestimmt.

5.2 Auf den nicht überbaubaren Grund stück s flächen sind Neben an lagen
im Sinne des § 14 BauNVO unzulässig (s. auch Abschn. 3).

6. Bauweise

6.1 Als Bauweise wird die offene Bauweise - nur Einzelhäuser
zulässig " festgesetzt (gem. § 22 Abs.2 BauNVO)

6.2 Für die Stellung der Gebäude wurde die Firstrichtung und Dach-
form festgesetzt.

7. ßrenz- und Gebäudeabstand

7.1 Der seitliche Grenzabstand der Hauptgebäude von den Nachbargren-
zen muß der LBO in ihrer neuen Fassung mit Gültigkeit vom
1. Juli 1972 (Bekanntmachung 20. Juni 1972) entsprechen.

7.2 Der Mindestabstand zwischen den Hauptgebäuden wird ebenfalls
durch die LBO (wie Ziffer 7.1) bestimmt.

8. Bayg_es t a^tun^

8.1 Die Grundrisse der Gebäude sollen ein Rechteck bilden. Dabei
soll die Mindestlänge der Gebäudelängsseite bei eingeschossigen
Gebäuden 9 m und bei zweigeschossigen Gebäuden n - 12 m betragen.

8.2 Die Sockelhöhe der Gebäude (Höhe der Oberkante des ifiertigen Erd-
geschoßfußbodens), darf hanqseitig nicht mehr als 0,40 m betragen.

8.3 Im Bereich der Hanglage (stark geneigtes Gelände';, dürfen die
Gebäude talseitig mit einem Hauptgeschoß (IU) als Untergeschoß
in Erscheinung treten. Das Unteraescboß wird als Hauptgeschoß
gerechnet, wenn die Höhe vom Gelände bis Oberkante Erdgeschoß-
fußbodon im Mittel mehr als 1,20 m beträgt (§ 2 (8) 2. LBO).

8.4 Die Dachneigung wurde bei der oberen Häuserreihe mit 20 -^2.6'
und bei der mittleren und unteren Häuserreihe mit 26 ~ 32'
festgelegt.
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8.4 Für die Dachdeckung ist dunkles, nichtglänzendes Material
zu verwenden.
Naturfarbenes Asbestzementmaterial ist: nicht zugelassen.

8.5 Kniestöcke sind nux' zulässig bis höchstens 0,30 m.

8.6 Dachgaupen und Dachaufbauten sind nicht zugelassen.
Die Belichtung und Belüftung von Wohnräumen im Dachgeschoß
müssen durch Giebelfenster oder liegende Fenster erfolgen.

9. Garagen

9.1 Soweit GAragen an der Grundstücksgrenze errichtet werden,
sind sie mit Flachdach zu versehen und dürfen in der Einfahrt die
Höhe von 2,50 m (Außenmaß) nicht überschreiten (§ 7 LEO).

9.2 Garagen können auch in Verbindung mit dem Hauptbaukörper
errichtet werden und sind dann unter einer einheitlichen
Dachform zusammenzufassen. Es gelten dann jedoch die seitlichen
Grenz ab s fände wie Pur Hauptgebäude nach der LBO (siehe Abschn.
7.1).

9.3 Soweit Garagen an der Grundstücksgrenze erstellt werden,
sind sie vorzugsweise unmittelbar an den Erschließungsstraßen
unter Einhaltung eines Mindestabstandes von 5»50 m von der
Straßenbegrenzungslinie anzuordnen.

9.4 Garagen aus Profilblech, Holz und Asbestzement sind nicht zulässig

10. E infr i ed igunc[en

Die Einfriedigungen der Grundstücke an öffentlichen Straßen
und Plätzen sind für die einzelnen Straßenzüge einheitlich
zu gestalten. Gestattet sind:

Sockel bis 0,30 m Höhe aus Naturstein oder Beton mit Hecken-
hinterpflanzungen aus bodenständigen Sträuchern, Holz- und
Scherenzäune (Lattenzäune) mit Heckenhinterpflanzungen wie vor.

Die Verwendung von Stacheldraht ist unzulässig.
Die Gesamthöhe der Einfriedigungen darf das Maß von 1,00 m nicht
überschreiten. Im Bereich der Sichtdreiecke und Straßeneinmün-
düng darf die Höhe der Einfriedigzing max. 0,70 m betragen.
Aus Gründen der Verkehrssicherheit können an Straßeneinmündungen
weitergehende Einschränkungen verlangt werden.

11 . An tennenai'i lagen

11.1 Für das Baugebiet so'l.l je Haus nur eine Fernsehantenne über
Dach montiert werden. Bei Errichtung und Betreibung einer Ge-
meinschaftsantenne durch die Gemeinde besteht Anschlußpflicht.
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12. p„La!lYor*.läJi^

Neben den üblichen Unterlagen für Baueingaben kann die Bau-
polizeibehörde die Darstellung der anschließenden Nachbarhäu-
ser und erforderlichenfalls weitere Ergänzungen durch ent-
sprechende Lichtbilder oder Modelle verlangen.

13. Aysnahmem und Befreiungen

Für Ausnahmen und Befreiungen von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes und den Bebauungsvorschriften gilt § 3l BBauG
und § 94 LBO.

50.April 1975
Aach, den

Bürgerfheister
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zum Bebauungsplan der Stadt Aach für das Gebiet "AuP dem Bohl"

I. Allgemeines

Nach dem Landesentwlcklungsplan von Baden-Württemberg ist Aach

dem ländlichen Raum des Bodenseegebietes irn. Struktur armen Raum

des Landla-eises Konstanz zugehörig; Aach ist selbständige

Verwaltungseinheit und dem Nahbereich des Unterzentrums Engen

im Verflechtungsbereich des Mittelzentrums Singen zugeoi^dnet,

Das Regierungspräsidium Freiburg hat mit Erlaß vom 16.12.74 den

Flächennutzungsplan der Stadt Aach genehmigt. Der Bebauungsplan

für das Gebiet "Auf dem Bohl" wurde aus diesem genehmigten

Elächennutzungsplan entwickelt.

Die Stadt Aach ist eine Wohngemeinde mit guten gewer-b lichen

Ansätzen. Sie ist mit der Aachquelle ein bekanntes Naherholungs-

und Aus fingsziel und zählt noch zum Er'hol-ungsraum Kegav.

Nach den Zielsetzungen des Landesentwicklungsplanes B&den-Württern-

berg dürfte die Stadt in sinnvoller Weiterführ-ung der gegebenen

Ansätze auch für die ZukunPt ihre bisherige Struktur im wesent-

lichen beibehalten und weitere Wohnfunktionen im Gesamtveyflech-

tungsbereich übernehmen.

II. Anlaß zur Planaufstellu.ng

Die Stadt hat z.Zt. zur Deckung vor'liegender Baulandnachfragen

von Bürgern der Stadt keine Bauflächen mehr zui" Verfüguncj. Unter

Zugrundelegung einer im Flächennutzungsplan näher untersuchten

Nettobesiedlungsdichte von 60 E/ha ergeben sich für 1 $ 5 ha

Bruttobaufläche 1,5 ha x 60 E/ha ^ rd. 90 E J?ür das Baugebiet

"Auf dem Bohl",,

Die überplante Fläche ist im genehmigten Flächennutzungsplan als

Baugebiet mit ca. 1,5 lia ausgev/J.esen iind soll als erste und vor".

dringliche M&ßnalune zur Deckung des BauJ.andbedarfs her<:uigezogen

werden,
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Auf Grund einer Ortsbesichtigung mit dem Landratsamt Konstans

wurde die vorhandene Bebauung im Bereich der Parzelle 2892/2

in die Grenze des räumlichen Geltungsbereiches mit einbezogen,

so daß die überplante Bruttoflache insgesamt rd. 2,4 ha beträgt,

III. PJ_ammg

Rechtsgrundlagen:

B-undesbaugesetz vom 23.6.1960;

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom

26.11.1968 (BGB1.I S.'t 237) berichtigt am 20.12.1968 (BGB1.1969

s. n);

Landesbauordnung für Baden-Württ. vom 20.6.1972 (Ges.BI. Baden-

Württ. S.351) insbesondere §§ m, n 2, geändert durch Gesetz

vom 19.Juli 1973 (Ges.BI. 8.227);

Planzeichenverordnung vom 19.1.1965 (BGB1.L S.21);

Pur das Gebiet bestehen bisher keine Bebau.u.ngsvorschriften.

Das Plammgsgebiet "Auf dem Bohl" liegt im Nord-Osten der Stadt

und ist ein nach Süden geneigter Hang. Es schließt direkt an die

bestehende Bebauung an und ist vor allem von der Lage zur Him'mels"

richtung für eine Wohnbebauung prädästeniert.

Im Rahmen der Anhörung der Träger öffentl. Belange zum FNP v/urde ve:

der Bezirksstelle für Naturschutz und Landschaftspflege Freiburg

aus landschaftspflegerischen Gesichtspunkten eine nördliche Be-

grenzung dieses Gebietes bis zur Höhenlinie 5t0 gewünscht. Diesem

Wunsch wurde von Seiten der Gemeinde entsprochen. Die Höhenlinie

'510 ist im Plan ersichtlich.

Alle übrigen TOB haben der Ausweisung des Baugebietes zugestin'unt.

Die verkehrsmäßige Erschließung und Verbindung zum Stadtgebiet

erfolgt über die Ortsverbindungsstraße Aach-Orsingen. Die von d&r

Ortsverbindungsstr'aße aus in das Baugebiet Pührende Stichstraße

endet in einem Vendeplat?., der mit einem Radius von 9 m so a.ixsge-

legt ist, daß auch Lastwagen und Müllwagen wenden können.



Die Linienführung der Stichstraße ergibt sich zwangsläufig aus

der Topographie des Geländes, wobei der Forderung der verlcehrs-

mäßigen Erschließung jedes Baugrundstückes entsprochen ^yurde.

Aufgrund der Gesamttiefe von ca. 100 m ergeben sich dabei drei

Häuserreihen. Von dem VZendeplatz aus führt zur Verkürzung des

Fußgänxj'erweges zur Stadt eine direkte fußläufige Verbindung (FW)

zur Ortsverbindungsstraße.

Ä^!i?-l£!l^_J!^J:^ll!12.

Das gesamte Baugebiet wurde als WA-Gebiet (Allgemeines Wohnge-

biet gem. § 4 BauNVO) ausgewiesen. Dem Wohnen lcommt dabei Vo3."~

rangstellung gegenüber jeder sonstigen Art menschlicher Betäti-

gung zu. Aus dieser Sicht wurden die Ausnahmen nach § 4 Abs.(3)

Nr.2 - 6 nicht zugelassen.

Als Maß der baulichen Nutzung wurden' dabei weitgehend die

Höchstwerte des § 17 BauNVO festgesetzt. Lediglich im oberen

Bereich erfolgte eine Reduzierung, um eine aufgelockerte Bebauur.;:

auch im Hinblick auf das Landschaftsbild zu gewährleisten.

Die Werte betragen im einzelnen:

Für die obere Reihe bei I + lU-geschossigerBebauung GRZ 0,4»GPZ C.

für die beiden^unteren Reihen bei I+IU-gesch.Beb, ^
und bei II-geschossiger Bebauung \ U5+» l:rr7-'

r:
u l

Als Bauweise wurde die offene Bauweise festgesetzt, wobei zur

städtebaulichen Ordnung nur Einzelhäuser zugelassen werden.

In diesem Zusammenhang ist auch die Festlegung der Firstrichtun.g

zu sehen.

Die Höhenentv/icklung der Bebauung ururde im oberen Bereich auf

max. l Vollgeschoß und 1 anrechenbares Untergeschoß und im mitt-

leren und unteren Bereich auf max. 2 Vollgeschosse begrenzt.

Hierdurch wird der landschaftlichen Gegebenheit Rechnung getrager.

und gewährleistet, daß sich das Vorhaben in das Erscheinungsbild

und die besondere Eigenart der Landschaft einfügt. Eine Bebauur.c

•über zwei Vollgeschosse wäre weithin aufpallender und wurde zv.

einer verstärkten Zersiedlung dRr I,an.dschaf>t führen.
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Ver" und Entsorgung
"r

Was Serversorgung:

Die Stadt Aach hat eine eigene zentrale Wasserversorgung. Die

Versorgung für das Neubaugebiet "Auf dem Bohl" erfolgt in Erwei-

terung des bestehenden Ortsnetzes. Der zusätzliche Bedarf für das

Baugebiet ^f/ird durch die vorhandenen Anlagen voll gedeckt.

Abwasserbeseitigung:

Die Beseitigung der anfallenden Abwässer erfolgt über die neu

zu bauenden Kanalleitungen (im Mischsystem) des Baugebietes in

das bestehende Kanalisationsnetz der Stadt. Aufgrund der topo-

graphischen Gegebenheiten mußte zwischen den beiden unteren

Häuserreihen ein Leitungsrecht vorgesehen werden, Die Gemeinde

ist Mitglied des Abwasserverbandes Hegau-Nord und wird nach

Fertigstellung der Ver-bandskläranlage in Ramsen die gesamten Ab-

wässer dieser Anlage zuführen. (Ausgiebige Erläuterung siehe

Erläuterungsbericht zum FNP).

Elektroversorgung:

Die Stromversorgung der Stadt erfolgt durch das Elektrizitäts.-

werk Aach und kann als ausreichend bezeichnet werden. Für die

Versorgung des Neubaugebietes erfolgt eine Erweiterung des beste-

henden Ortsnetzes. Der Ausgleich der gesteigerten Nachfrage ist

gewährleistet (siehe Erläuterungsbericht zum FNP) .

Erforderliche Netzumspannstellen können gem. Ziff. 3.2 der

Bebauungsvorschriften von dem EVU festgelegt werden,

Städtebauliche Daten:

Flächen des Planungsgebietes (Bruttoba-ufläche) 2,43 Ua

Verkehrsfläche (Fahrbahnen, Gehwege; Fußwege) 0,22 ha

Nettobauflache 2>21 ha
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M ax imale B eb auung smö g l ic hk e i t

Obere Reihe 7800 m x 0,4 GRZ = 3.120 m2 überbaubare Fläche

7800 m x 0,5 GFZ = 3.900 m2 Bruttogeschoßflache

Mittlere und untere Reihe

14.300 m x 0,4 GRZ = 5.720 m2 überbaubare Fläche

14.300 m2 x 0,8 GFZ =11.440 m Bruttogeschoßfläche

Geplante Wohneinheiten: (ohne die vorhandene Bebauung im Bereich
der Parz. 2892/2)

9 Häuser mit 1 Wo = 9 Wo E

12 Häuser mit 2 Wo =24 WoE

Einwohner = 33 WoE x 3 E/WoE = 99 E

Entstehende Kosten

(Schätzung anhand von Richtwerten ohne Grunderwerb,
Vermessung, Vermarkung und Entschädigungen)

Erschließungsanlagen im Sinne des §127 BBauG Abs. 2 1.2.3
(Planstraße A und Fußweg) ca. 140.000,- DM

Weitere Anlagen nach § 127 BBauG Abs.4

Kanalisation ca. 90.000,- DM

Wasserversorgung ca. 70.000,- DM

Elektroversorgung ca. 60.000,- DM

Bodenordnende Maßnahmen

Der Bebauungsplan soll die Grundlage für die Erschließung der

bebauten und unbebauten Grundstücke bilden.

Aacfi ,„30. April 19?5
,

Bürgermeister
/


